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1. Einführung
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Die im Folgenden abgedruckten Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen 
Bundestages (VR) und die sie konkretisierenden Ausführungsbestimmungen (AB) 
verpflichten jedes Mitglied des Deutschen Bundestages (MdB) zu bestimmten 
Angaben gegenüber dem Präsidenten (§ 1 Abs. 1 bis 3, § 2 und § 4 Abs. 2, 5 und 
6 VR). Diese betreffen

–– Tätigkeiten vor der Übernahme des Mandats, 
–– Tätigkeiten neben dem Mandat (einschließlich ggf. damit erzielter Einkünfte),
–– Unternehmensbeteiligungen, 
–– Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder Zuwendungen, 
–– Spenden und sonstige Zuwendungen für die politische Tätigkeit sowie 
–– Gastgeschenke.  

Jedem MdB wird deshalb zu Beginn der Wahlperiode ein mit Erläuterungen 
versehenes Anzeigeformular übersandt. Dieses ist innerhalb von drei Monaten 
auszufüllen und beim Präsidenten einzureichen. Änderungen und Ergänzungen 
im Laufe der Wahlperiode muss jedes MdB von sich aus mitteilen. Auch hier 
gilt eine Frist von drei Monaten, die mit Eintritt der anzeigepflichtigen Tatsache 
beginnt (§ 1 Abs. 6 VR, Nr. 1 AB). Für Verletzungen der Anzeigepflichten sind die 
in § 8 VR geregelten Sanktionen (Ermahnung, Veröffentlichung einer Drucksache, 
Ordnungsgeld) vorgesehen. 

Die meisten der Angaben werden nach Maßgabe von § 3 und § 4 Abs. 3 und 5 VR 
auf den Internetseiten und im Amtlichen Handbuch des Deutschen Bundestages 
veröffentlicht, Einkünfte allerdings nur in Form von zehn Einkommensstufen. 
Näheres dazu findet sich in den weiter unten abgedruckten Hinweisen zur Veröf-
fentlichung.

Durch die Anzeige und Veröffentlichung sollen Sachverhalte offengelegt werden, 
„die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame Interessenverknüpfungen 
hinweisen können“, wie es in § 44a Abs. 4 des Abgeordnetengesetzes (AbgG) 
heißt. Für Interessenverknüpfungen, die noch nicht aus den gemäß § 3 VR im 
Internet veröffentlichten Angaben ersichtlich sind, enthält § 6 VR eine Sonder­
regelung: Ausschussmitglieder, die entgeltlich mit einem Gegenstand beschäftigt 
sind, der im Ausschuss zur Beratung ansteht, müssen eine Interessenverknüpfung 
vor der Beratung offenlegen, es sei denn, diese ist bereits aus den veröffentlichten 
Angaben ersichtlich.

Die Verhaltensregeln, Ausführungsbestimmungen und die §§ 44a, 44b des  
Abgeordnetengesetzes, auf denen sie beruhen, werden deshalb auch als „Transpa­
renzregeln“ bezeichnet.[1] Dies bedeutet aber nicht, dass in ihnen ausschließlich 
Offenlegungspflichten festgelegt sind. 

[1] Vgl. z. B. BVerwG, NVwZ 2010, S. 837 (838, Rn. 16).
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So ist es nach § 44a Abs. 2 AbgG von vornherein untersagt, Zuwendungen „[f]ür 
die Ausübung des Mandats“ anzunehmen, insbesondere solche, die „nur deshalb 
gewährt werden, weil dafür die Vertretung und Durchsetzung der Interessen des 
Leistenden im Bundestag erwartet wird“. Entsprechendes gilt im Zusammenhang 
mit Nebentätigkeiten für die Annahme von Leistungen ohne angemessene Gegen­
leistung des MdB. Auch die Annahme von Spenden, also Zuwendungen zur 
Unterstützung der politischen Tätigkeit, kann unter bestimmten Voraussetzungen 
unzulässig sein (§ 4 Abs. 4 VR, § 25 Abs. 2 PartG). Grundsätzlich ist die Entge­
gennahme von Spenden aber erlaubt (§ 44a Abs. 2 Satz 4 AbgG). Wenn es sich 
um eine Parteispende handelt, ist diese allerdings unverzüglich gegen Quittung 
an die Partei weiterzuleiten (Nr. 10 Abs. 2 AB, § 25 Abs. 1 Satz 3 PartG). Handelt 
es sich um eine Direktspende an ein MdB, muss dieses neben der Anzeigepflicht 
des § 4 Abs. 2 VR die Rechnungsführungspflicht des § 4 Abs. 1 VR beachten.

Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten ist darauf zu achten, dass die Ausübung 
des Mandats im Mittelpunkt der Tätigkeit eines MdB zu stehen hat (§ 44a Abs. 1 
Satz 1 AbgG), keine Leistungen ohne Erbringung einer angemessenen Gegenleis­
tung angenommen werden dürfen (§ 44a Abs. 2 Satz 3 AbgG) und in beruflichen 
und geschäftlichen Angelegenheiten nicht auf die Mitgliedschaft im Bundestag 
hingewiesen werden darf (§ 5 VR). Dieses Hinweisverbot wird durch die Grund-
sätze zur Verwendung des Bundesadlers ergänzt. Briefköpfe mit dem Bundes­
adler dürfen hiernach nur „bei mandatsbezogenen Angelegenheiten“ verwendet 
werden, nicht aber in privaten Angelegenheiten. Diese Vorgabe geht damit sogar 
noch über § 5 VR hinaus: Auch in privaten Angelegenheiten, die keinen berufli­
chen oder geschäftlichen Charakter haben, darf der Bundesadler nicht verwendet 
werden.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass ein MdB, das in Zweifel über den Inhalt 
seiner Pflichten nach den Verhaltensregeln ist, gemäß § 7 VR dazu verpflichtet ist, 
sich durch Rückfragen beim Präsidenten Gewissheit zu verschaffen. Ansprech­
partner hierfür sind die Mitarbeiter des Referats PM 1, Bereich Verhaltensregeln. 
Den Zugang zu den einzelnen Vorschriften mag das am Ende abgedruckte Schlag­
wortverzeichnis erleichtern
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2. Abgeordnetengesetz 

– Auszug –

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
(Abgeordnetengesetz – AbgG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
21. Februar 1996 (BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
8. November 2011 (BGBl. I S. 2218).
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§ 44a
Ausübung des Mandats

(1) 1Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds 
des Bundestages. 2Unbeschadet dieser Verpflichtung bleiben Tätigkeiten beruf­
licher oder anderer Art neben dem Mandat grundsätzlich zulässig.

(2) 1Für die Ausübung des Mandats darf ein Mitglied des Bundestages keine ande­
ren als die gesetzlich vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermögens­
vorteile annehmen. 2Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder 
von geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb gewährt werden, weil dafür 
die Vertretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im Bundestag 
erwartet wird. 3Unzulässig ist ferner die Annahme von Geld oder von geldwer­
ten Zuwendungen, wenn diese Leistung ohne angemessene Gegenleistung des 
Mitglieds des Bundestages gewährt wird. 4Die Entgegennahme von Spenden 
bleibt unberührt.[2]

(3) 1Nach Absatz 2 unzulässige Zuwendungen oder Vermögensvorteile oder ihr 
Gegenwert sind dem Haushalt des Bundes zuzuführen. 2Der Präsident macht 
den Anspruch durch Verwaltungsakt geltend, soweit der Erhalt der Zuwen­
dung oder des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre zurückliegt. 3Der 
Anspruch wird durch einen Verlust der Mitgliedschaft im Bundestag nicht 
berührt. 4Das Nähere bestimmen die Verhaltensregeln nach § 44b.

(4) 1Tätigkeiten vor Übernahme des Mandats sowie Tätigkeiten und Einkünfte 
neben dem Mandat, die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame 
Interessenverknüpfungen hinweisen können, sind nach Maßgabe der Ver­
haltensregeln (§ 44b) anzuzeigen und zu veröffentlichen. 2Werden anzeige­
pflichtige Tätigkeiten oder Einkünfte nicht angezeigt, kann das Präsidium 
ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Abgeordneten­
entschädigung festsetzen. 3Der Präsident macht das Ordnungsgeld durch 
Verwaltungsakt geltend. 4§ 31 bleibt unberührt. 5Das Nähere bestimmen die 
Verhaltensregeln nach § 44b.

(5) […]

§ 44b
Verhaltensregeln
Der Bundestag gibt sich Verhaltensregeln, die insbesondere Bestimmungen 
enthalten müssen über 
1.	 die Fälle einer Pflicht zur Anzeige von Tätigkeiten vor der Mitgliedschaft 

im Bundestag sowie von Tätigkeiten neben dem Mandat;
2.	 die Fälle einer Pflicht zur Anzeige der Art und Höhe der Einkünfte neben 

dem Mandat oberhalb festgelegter Mindestbeträge;
3.	 die Pflicht zur Rechnungsführung und zur Anzeige von Spenden oberhalb 

festgelegter Mindestbeträge sowie Annahmeverbote und Ablieferungs­
pflichten in den in den Verhaltensregeln näher bestimmten Fällen;

[2] Zu Spenden, geldwerten Zuwendungen und Gastgeschenken siehe § 4 VR. 
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4.	 die Veröffentlichung von Angaben im Amtlichen Handbuch und im Internet;
5.	 das Verfahren sowie die Befugnisse und Pflichten des Präsidiums und des 

Präsidenten bei Entscheidungen nach § 44a Abs. 3 und 4.
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3. Verhaltensregeln für Mitglieder des  
Deutschen Bundestages 

Anlage 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1990 
(BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert laut Bekanntmachung vom 18. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1644).
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§ 1 
Anzeigepflicht

(1) Ein Mitglied des Bundestages ist verpflichtet, dem Präsidenten aus der Zeit 
vor seiner Mitgliedschaft im Bundestag schriftlich anzuzeigen
1.	 die zuletzt ausgeübte Berufstätigkeit;
2.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 

Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens;

3.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 
Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts.[3]

(2) Ein Mitglied des Bundestages ist zusätzlich verpflichtet, dem Präsidenten 
schriftlich die folgenden Tätigkeiten und Verträge, die während der 
Mitgliedschaft im Bundestag ausgeübt oder aufgenommen werden bzw. wirk­
sam sind, anzuzeigen:
1.	 1entgeltliche Tätigkeiten[4] neben dem Mandat, die selbstständig oder im 

Rahmen eines Anstellungsverhältnisses ausgeübt werden. 2Darunter fal­
len z. B. die Fortsetzung einer vor der Mitgliedschaft ausgeübten Berufs­
tätigkeit sowie Beratungs-, Vertretungs-, Gutachter-, publizistische und  
Vortragstätigkeiten. 3Die Anzeigepflicht für die Erstattung von Gutachten, 
für publizistische und Vortragstätigkeiten entfällt, wenn die Höhe der 
jeweils vereinbarten Einkünfte den Betrag von 1.000 Euro im Monat 
oder von 10.000 Euro im Jahr nicht übersteigt. 4Sie entfällt ferner für 
die Tätigkeit als Mitglied der Bundesregierung, als Parlamentarischer 
Staatssekretär und als Staatsminister;

2.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 
Beirates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer 
anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens; [5]

3.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 
Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder Anstalt 
des öffentlichen Rechts;[6]

4.	 Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen leitenden 
oder beratenden Gremiums eines Vereins, Verbandes oder einer ähnli­
chen Organisation sowie einer Stiftung mit nicht ausschließlich lokaler 
Bedeutung;[7]

5.	 das Bestehen bzw. der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem 
Mitglied des Bundestages während oder nach Beendigung der Mitglied­
schaft bestimmte Tätigkeiten übertragen oder Vermögensvorteile zugewen­
det werden sollen;[8]

[3] Siehe hierzu Nr. 2 und 3 Satz 1 AB.
[4] Siehe hierzu Nr. 3 bis 5 und Nr. 8 AB.
[5] Siehe hierzu Nr. 3 Satz 1 AB.
[6] Siehe hierzu Nr. 3 Satz 1 AB.
[7] Siehe hierzu Nr. 3 Satz 1 und Nr. 5 AB.
[8] Siehe hierzu Nr. 6 AB.
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6.	 1Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn dadurch 
ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluss auf ein Unternehmen begründet 
wird. 2Die Grenzen der Anzeigepflicht legt der Präsident in den gemäß 
Absatz 4 zu erlassenden Ausführungsbestimmungen fest.[9]

(3) 1Bei einer Tätigkeit und einem Vertrag, die gemäß Absatz 2 Nr. 1 bis 5 anzei­
gepflichtig sind, ist auch die Höhe der jeweiligen Einkünfte[10] anzugeben, 
wenn diese im Monat den Betrag von 1.000 Euro oder im Jahr den Betrag 
von 10.000 Euro[11] übersteigen. 2Zu Grunde zu legen sind hierbei die für eine 
Tätigkeit zu zahlenden Bruttobeträge[12] unter Einschluss von Entschädigungs-, 
Ausgleichs- und Sachleistungen.

(4) Der Präsident erlässt Ausführungsbestimmungen über Inhalt und Umfang der 
Anzeigepflicht, nachdem er dem Präsidium und den Fraktionsvorsitzenden 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat.

(5) 1Die Anzeigepflicht umfaßt nicht die Mitteilung von Tatsachen über Dritte, 
für die der Abgeordnete gesetzliche Zeugnisverweigerungsrechte oder 
Verschwiegenheitspflichten geltend machen kann. 2Der Präsident kann in 
diesen Fällen in den Ausführungsbestimmungen festlegen, dass die Anzeige­
pflicht so zu erfüllen ist, dass die in Satz 1 genannten Rechte nicht verletzt 
werden. 3Hierzu kann er insbesondere vorsehen, dass statt der Angaben zum 
Auftraggeber eine Branchenbezeichnung anzugeben ist.[13]

(6) Anzeigen nach den Verhaltensregeln sind innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag sowie nach 
Eintritt von Änderungen oder Ergänzungen während der Wahlperiode dem 
Präsidenten einzureichen.[14]

§ 2  
Rechtsanwälte[15]

(1) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt gerichtlich oder außergericht­
lich für die Bundesrepublik Deutschland auftreten, haben dem Präsidenten 
die Übernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das Honorar einen vom 
Präsidenten festgelegten Mindestbetrag übersteigt.

(2) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt zur Besorgung fremder 

[9] Siehe hierzu Nr. 7 AB.
[10] Nach § 44a Abs. 2 Satz 3 AbgG dürfen Zuwendungen „ohne angemessene Gegenleistung des 
Mitgliedes des Bundestages“ nicht angenommen werden, vgl. dazu auch § 8 Abs. 5 Satz 2 VR.
[11] Bei ganzjährig ausgeübten Tätigkeiten sind Einkünfte erst anzeigepflichtig, wenn sie im Kalen­
derjahr in der Summe den Betrag von 10.000 Euro übersteigen. Typische ganzjährige Tätigkeiten 
sind Gremientätigkeiten nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 bis 4. Die dreimonatige Anzeigepflicht nach § 1 
Abs. 6 VR, Nr. 1 AB beginnt zu laufen, sobald der Grenzbetrag von 10.000 Euro überschritten ist.
[12] Zu den „Brutto-Einkünften“ gehören nach Nr. 3 Abs. 3 AB alle „Zuflüsse an Geld- und Sach­
leistungen“. Der Betrag, den das MdB ggf. als Umsatzsteuer abzuführen hat, darf nicht abgezogen 
werden, sondern ist mit anzugeben. Auch „ausgekehrte Anteile am Gesellschaftsgewinn“ können 
unter den Voraussetzungen von Nr. 4 Abs. 1 Satz 2 AB anzeigepflichtige Einkünfte sein. 
[13] Siehe hierzu Nr. 8 AB.
[14] Siehe hierzu Nr. 1 AB.
[15] Siehe hierzu Nr. 9 AB.



13Verhaltensregeln (VR)

Angelegenheiten gerichtlich oder außergerichtlich gegen die Bundesrepublik 
Deutschland auftreten, haben dem Präsidenten die Übernahme der Vertretung 
anzuzeigen, wenn das Honorar einen vom Präsidenten festgelegten 
Mindestbetrag übersteigt.

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend bei gerichtlichem oder außerge­
richtlichem Auftreten insbesondere für oder gegen bundesunmittelbare 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts.

§ 3  
Veröffentlichung[16]

1Die Angaben gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 6 werden im 
Amtlichen Handbuch und auf den Internetseiten des Deutschen Bundestages 
veröffentlicht. 2Die Angaben gemäß § 1 Abs. 3 über Einkünfte werden in der 
Form veröffentlicht, dass bezogen auf jeden einzelnen veröffentlichten  
Sachverhalt jeweils eine von zehn Einkommensstufen ausgewiesen wird.  
3Die Stufe 1 erfasst einmalige oder regelmäßige monatliche Einkünfte einer  
Größenordnung von 1.000 bis 3.500 Euro, die Stufe 2 Einkünfte bis 
7.000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte bis 15.000 Euro, die Stufe 4 Einkünfte bis 
30.000 Euro, die Stufe 5 Einkünfte bis 50.000 Euro, die Stufe 6 Einkünfte bis 
75.000 Euro, die Stufe 7 Einkünfte bis 100.000 Euro, die Stufe 8 Einkünfte 
bis 150.000 Euro, die Stufe 9 Einkünfte bis 250.000 Euro und die Stufe 10 
Einkünfte über 250.000 Euro. 4Regelmäßige monatliche Einkünfte werden als 
solche gekennzeichnet. 5Werden innerhalb eines Kalenderjahres unregelmäßi­
ge Einkünfte zu einer Tätigkeit angezeigt, wird die Jahressumme gebildet und 
die Einkommensstufe mit der Jahreszahl veröffentlicht.

§ 4  
Spenden

(1) Ein Mitglied des Bundestages hat über Geldspenden und geldwerte Zuwen­
dungen aller Art (Spenden), die ihm für seine politische Tätigkeit zur Ver­
fügung gestellt werden, gesondert Rechnung zu führen.[17]

(2) Eine Spende, deren Wert in einem Kalenderjahr 5.000 Euro übersteigt, 

[16] Siehe hierzu die unter 7. abgedruckten „Hinweise zur Veröffentlichung“ (HzV).
[17] Die grundsätzliche Zulässigkeit der Annahme von Spenden ergibt sich aus § 44a Abs. 2 Satz 4 
AbgG. Abzugrenzen sind Spenden von Zuwendungen, die nicht der Unterstützung der politischen 
Tätigkeit dienen, sondern dem MdB privat zugewendet werden. Derartige private Zuwendungen 
dürfen nach § 44a Abs. 2 Satz 1 AbgG dann nicht angenommen werden, wenn sie „für die Ausübung 
des Mandats“ gewährt werden. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn sie nur deshalb gewährt 
werden, weil dafür die Vertretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im Bundestag 
erwartet wird (§ 44a Abs. 2 Satz 2 AbgG). Entscheidend ist hierbei letztlich der Wille des Leistenden, 
wie er sich bei vernünftiger Betrachtung der Umstände aus Sicht des MdB darstellen muss. Bei dieser 
Gesamtbetrachtung kann – auch wenn es keine feste Bagatellgrenze gibt – der Wert der Zuwendung 
eine Rolle spielen. Private Zuwendungen schließlich, die überhaupt keinen Bezug zum Mandat 
haben (z. B. Geburtstagsgeschenke von Verwandten) oder erkennbar von Motiven getragen sind, die 
nicht an die Ausübung des Mandats anknüpfen (z. B. marktübliche Rabatte zur Kundenbindung oder 
Kundenwerbung), fallen selbstverständlich weder unter § 44a Abs. 2 AbgG noch unter § 4 VR. 
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ist unter Angabe des Namens und der Anschrift des Spenders sowie der 
Gesamthöhe dem Präsidenten anzuzeigen.[18]

(3) Spenden sind, soweit sie in einem Kalenderjahr einzeln oder bei mehreren 
Spenden desselben Spenders zusammen den Wert von 10.000 Euro überstei­
gen, vom Präsidenten unter Angabe ihrer Höhe und Herkunft im Amtlichen 
Handbuch und auf den Internetseiten des Deutschen Bundestages zu 
veröffentlichen.

(4) Für Spenden an ein Mitglied des Bundestages findet § 25 Abs. 2 und 4 des 
Gesetzes über die politischen Parteien[19] entsprechende Anwendung.

(5) Geldwerte Zuwendungen 
1.	 aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder internationaler 

Beziehungen,
2.	 zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen Information, zur 

Darstellung der Standpunkte des Deutschen Bundestages oder seiner 
Fraktionen oder als Repräsentant des Deutschen Bundestages

gelten nicht als Spenden im Sinne dieser Vorschrift; sie sind jedoch entsprechend 
Absatz 2 anzuzeigen und nach Maßgabe von Absatz 3 zu veröffentlichen.[20]

(6) 1Geldwerte Zuwendungen, die ein Mitglied des Bundestages als Gastgeschenk 
in Bezug auf sein Mandat erhält, müssen dem Präsidenten angezeigt und 
ausgehändigt werden; das Mitglied kann beantragen, das Gastgeschenk gegen 
Bezahlung des Gegenwertes an die Bundeskasse zu behalten. 2Einer Anzeige 
bedarf es nicht, wenn der materielle Wert des Gastgeschenks einen Betrag 
nicht übersteigt, der in den Ausführungsbestimmungen des Präsidenten fest­
gelegt wird (§ 1 Absatz 4).[21]

(7) Der Präsident entscheidet im Benehmen mit dem Präsidium über die 
Verwendung angezeigter Gastgeschenke und rechtswidrig angenommener 
Spenden.

§ 5  
Hinweise auf Mitgliedschaft[22]

Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bundestag in beruflichen oder geschäftli­
chen Angelegenheiten sind unzulässig.

[18] Siehe hierzu Nr. 10 AB.
[19] Abgedruckt unter 5.
[20] Unter § 4 Abs. 5 fällt z. B. die Übernahme oder Erstattung von Reise- und Aufenthaltskosten 
durch Dritte. Mehrere derartige Zuwendungen derselben Person im Laufe eines Kalenderjahres 
sind zu addieren. Nicht zu berücksichtigen sind Kostenerstattungen durch Dritte im Rahmen 
von genehmigten Dienst- oder Fraktionsreisen, da es sich hier (wirtschaftlich gesehen) um eine 
Zuwendung an den Bundestag bzw. die Fraktion handelt. Voraussetzung ist jedoch neben dem 
tatsächlichen Vorliegen einer Genehmigung, dass die Kosten auch nach Art und Umfang vom 
Bundestag oder der Fraktion erstattet worden wären.
[21] Siehe hierzu Nr. 11 AB.
[22] Siehe auch die unter 6. abgedruckten „Grundsätze zur Verwendung des Bundesadlers“ (BA­
Grds).
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§ 6 
Interessenverknüpfung im Ausschuß
Ein Mitglied des Bundestages, das entgeltlich mit einem Gegenstand beschäf­
tigt ist, der in einem Ausschuß des Bundestages zur Beratung ansteht, hat als 
Mitglied dieses Ausschusses vor der Beratung eine Interessenverknüpfung 
offenzulegen, soweit sie nicht aus den gemäß § 3 veröffentlichten Angaben 
ersichtlich ist.

§ 7  
Rückfrage
In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundestages verpflichtet, sich durch 
Rückfragen beim Präsidenten über den Inhalt seiner Pflichten nach diesen 
Verhaltensregeln zu vergewissern.[23]

§ 8  
Verfahren

(1) 1Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Mitglied des Bundestages seine 
Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, holt der Präsident zunächst 
dessen Stellungnahme ein und leitet eine Prüfung in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht ein. 2Er kann von dem betroffenen Mitglied ergänzen­
de Auskünfte zur Erläuterung und Aufklärung des Sachverhalts verlan­
gen und den Vorsitzenden der Fraktion, der dieses Mitglied angehört, um 
Stellungnahme bitten.

(2) 1Ergibt sich nach der Überzeugung des Präsidenten, dass ein minder 
schwerer Fall bzw. leichte Fahrlässigkeit vorliegt (z. B. Überschreitung 
von Anzeigefristen), wird das betreffende Mitglied ermahnt. 2Ansonsten 
teilt der Präsident das Ergebnis der Überprüfung dem Präsidium und den 
Vorsitzenden der Fraktionen mit. 3Das Präsidium stellt nach Anhörung des 
betroffenen Mitglieds fest, ob ein Verstoß gegen die Verhaltensregeln vorliegt. 
4Die Feststellung des Präsidiums, dass ein Mitglied des Bundestages seine 
Pflichten nach den Verhaltensregeln verletzt hat, wird unbeschadet weiterer 
Sanktionen nach § 44a des Abgeordnetengesetzes als Drucksache veröffent­
licht. 5Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird auf Wunsch 
des Mitglieds des Bundestages veröffentlicht.

(3) 1Bestehen Anhaltspunkte für eine Pflichtverletzung gegen ein Mitglied des 
Präsidiums oder gegen einen Fraktionsvorsitzenden, nimmt das betroffe­
ne Mitglied des Bundestages an Sitzungen im Rahmen dieses Verfahrens 
nicht teil. 2Anstelle eines betroffenen Fraktionsvorsitzenden wird sein 
Stellvertreter gemäß Absatz 1 angehört und gemäß Absatz 2 unterrichtet. 
3Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der Präsident seine Pflichten nach den 
Verhaltensregeln verletzt hat, hat sein Stellvertreter nach den Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 zu verfahren.

[23] Beratend stehen auch die für den Bereich Verhaltensregeln zuständigen Mitarbeiter des Refe­
rates PM 1 zur Verfügung.
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(4) 1Das Präsidium kann gegen das Mitglied des Bundestages, das seine Anzeige­
pflicht verletzt hat, nach erneuter Anhörung ein Ordnungsgeld festsetzen. 2Die 
Höhe des Ordnungsgeldes bemisst sich nach der Schwere des Einzelfalles 
und nach dem Grad des Verschuldens. 3Es kann bis zur Höhe der Hälfte der 
jährlichen Abgeordnetenentschädigung festgesetzt werden. 4Der Präsident 
führt die Festsetzung aus. 5Auf Wunsch des betreffenden Mitglieds kann eine 
Ratenzahlung vereinbart werden. 6§ 31 Satz 3 und 4 des Abgeordnetengesetzes 
gilt entsprechend.

(5) 1In Fällen des § 44a Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes leitet der Präsident nach 
Anhörung des betroffenen Mitglieds eine Prüfung in tatsächlicher und rechtli­
cher Hinsicht ein. 2Dabei ist bei der Prüfung auf Vorliegen einer angemessenen 
Gegenleistung im Sinne des § 44a Abs. 2 Satz 3 des Abgeordnetengesetzes auf 
die Verkehrsüblichkeit abzustellen; hilfsweise ist entscheidend, ob Leistung 
und Gegenleistung offensichtlich außer Verhältnis stehen. 3Maßnahmen 
nach diesem Absatz setzen voraus, dass der Erhalt der Zuwendung oder des 
Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre zurückliegt. 4Der Präsident kann 
von dem Mitglied ergänzende Auskünfte zur Erläuterung und Aufklärung 
des Sachverhalts verlangen und den Vorsitzenden der Fraktion, der dieses 
Mitglied angehört, um Stellungnahme bitten. 5Ergibt sich nach der Über­
zeugung des Präsidenten, dass eine unzulässige Zuwendung nach § 44a Abs. 2 
des Abgeordnetengesetzes vorliegt, teilt er das Ergebnis der Überprüfung dem 
Präsidium und den Vorsitzenden der Fraktionen mit. 6Das Präsidium stellt 
nach Anhörung des betroffenen Mitglieds fest, ob ein Verstoß gegen § 44a 
Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vorliegt. 7Der Präsident macht den Anspruch 
gemäß § 44a Abs. 3 des Abgeordnetengesetzes im Wege eines Verwaltungs­
aktes geltend. 8Die Feststellung, dass ein Mitglied des Bundestages seine 
Pflichten nach dem Abgeordnetengesetz verletzt hat, wird unbeschadet 
weiterer Sanktionen nach § 44a des Abgeordnetengesetzes als Drucksache 
veröffentlicht. 9Die Feststellung, dass eine Verletzung nicht vorliegt, wird 
auf Wunsch des Mitglieds des Bundestages veröffentlicht. 10Absatz 3 gilt 
entsprechend.
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4. Ausführungsbestimmungen zu den Verhaltensre­
geln für Mitglieder des Deutschen Bundestages 

Laut Bekanntmachung vom 18. Juni 2013 (BGBl. I S. 1645).
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1. Form und Frist von Anzeigen
(1) 1Anzeigen gemäß Verhaltensregeln sind innerhalb einer Frist von drei 

Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag dem 
Präsidenten einzureichen (§ 1 Absatz 6 der Verhaltensregeln). 2Dabei sollen 
die entsprechenden Formblätter verwendet werden.

(2) Alle Änderungen und Ergänzungen während der Wahlperiode sind innerhalb 
von drei Monaten nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen (§ 1 Absatz 6 der 
Verhaltensregeln).

(3) Für die Mitteilung anzeigepflichtiger Einkünfte ist der späteste Zeitpunkt für 
den Beginn dieser Frist der Tag des Zuflusses der Einkünfte.

2. Vor der Mitgliedschaft im Bundestag ausgeübte Tätigkeiten
(1) Tätigkeiten gemäß § 1 Absatz 1 der Verhaltensregeln, die bei Erwerb der 

Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag seit mindestens zwei Jahren nicht 
mehr ausgeübt werden, bleiben bei der Anzeigepflicht unberücksichtigt.

(2) Bei der Anzeige der vor der Mitgliedschaft ausgeübten Berufstätigkeit gemäß 
§ 1 Absatz 1 Nummer 1 der Verhaltensregeln sind bei unselbständigen Tätig­
keiten Angaben über den Arbeitgeber (Name und Sitz) sowie über die Art der 
Tätigkeit zu machen, bei selbständigen Tätigkeiten als Gewerbetreibender sind 
die Art des Gewerbes sowie Name und Sitz der Firma, bei freien Berufen und 
sonstigen selbständigen Berufen die genaue Bezeichnung des Berufs sowie Ort 
oder Sitz der Berufsausübung mitzuteilen.

3. Angaben zu Vertragspartnern, Unternehmen, Organisationen und 
Veranstaltern

(1) 1Bei einer Anzeige vor der Mitgliedschaft ausgeübter Tätigkeiten gemäß  
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie während der Mitgliedschaft ausgeübter 
Tätigkeiten gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 der Verhaltensregeln sind die 
Art der Tätigkeit sowie Name und Sitz des Vertragspartners, des Unternehmens 
oder der Organisation mitzuteilen. 2Bei Vortragstätigkeiten gemäß § 1 Absatz 2 
Nummer 1 der Verhaltensregeln ist außerdem die Veranstaltung, auf der der 
Vortrag gehalten wurde, anzugeben, ferner Name und Sitz des Veranstalters, 
soweit er nicht mit dem Vertragspartner identisch ist.

(2) Vertragspartner von Freiberuflern und Selbständigen sind nur anzuzeigen, 
soweit die Brutto-Einkünfte aus einer oder mehreren Vertragsbeziehungen 
mit diesem Vertragspartner die in § 1 Absatz 3 Satz 1 der Verhaltensregeln 
genannten Beträge übersteigen.

(3) Als Brutto-Einkünfte im Sinne von § 1 Absatz 3 Satz 2 der Verhaltensregeln 
gelten die Zuflüsse an Geld- und Sachleistungen.

4. Tätigkeit als Gesellschafter, Verwaltung eigenen Vermögens
(1) 1Übt ein Mitglied des Bundestages als Gesellschafter eine entgeltliche Tätig­

keit gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1 der Verhaltensregeln auf Grund eines 
von der Gesellschaft mit einem Dritten geschlossenen Vertrages aus, so sind 
die Art der Tätigkeit, der Name und Sitz der Gesellschaft und der Vertrags­
partner mit Namen und Sitz anzuzeigen, wenn im Einzelfall das Mitglied des 
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Bundestages bei der Vertragserfüllung persönlich mitwirkt. 2Als Einkünfte 
im Sinne des § 1 Absatz 3 der Verhaltensregeln sind die ausgekehrten 
Anteile am Gesellschaftsgewinn anzuzeigen. 3Nummer 3 Absatz 2 dieser 
Ausführungsbestimmungen gilt entsprechend.[24]

(2) Die Verwaltung eigenen Vermögens ist keine Berufstätigkeit oder entgeltliche 
Tätigkeit im Sinne der Verhaltensregeln.

5. Parlamentarische und Parteifunktionen
(1) Parlamentarische Funktionen sind nicht anzeigepflichtig.[25]

(2) Funktionen in Parteien sind nur anzeigepflichtig, wenn sie entgeltlich ausge­
übt werden.[26]

6. Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten und Vermögensvorteile
Bei der Anzeige von Vereinbarungen über die Übertragung einer bestimmten  
Tätigkeit beziehungsweise über die Zuwendung eines Vermögensvorteils 
gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 5 der Verhaltensregeln ist der wesentliche Inhalt 
der Vereinbarungen mitzuteilen.

7. Unternehmensbeteiligungen
(1) 1Anzeigepflichtig gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 6 der Verhaltensregeln ist nur 

die Beteiligung an einer Gesellschaft, deren Zweck darauf gerichtet ist, ein 
Unternehmen zu betreiben. 2Ein Unternehmen in diesem Sinne ist eine auf 
Dauer angelegte organisatorische Einheit, in der mit Gewinnerzielungsabsicht 
Güter oder Dienstleistungen erstellt werden.

(2) Eine Beteiligung an einer solchen Kapital- oder Personengesellschaft ist anzei­
gepflichtig, wenn dem Mitglied des Bundestages mehr als 25 Prozent der 
Stimmrechte zustehen.

8. Zeugnisverweigerungsrechte und Verschwiegenheitspflichten
1Die Anzeige eines Mitgliedes des Bundestages, das ein gesetzliches Zeugnis­
verweigerungsrecht beziehungsweise eine gesetzliche oder vertragliche 
Verschwiegenheitspflicht geltend machen kann, muss nicht die gemäß den 

[24] Typische Anwendungsfälle von Nr. 4 Abs. 1 sind Sozietätsanwälte und geschäftsführende 
Gesellschafter, die sich ihre Tätigkeit für ihre Gesellschaft nicht von dieser vergüten lassen und 
auch von den Vertragspartnern der Gesellschaft keine Vergütung erhalten, jedoch am Gewinn der 
Gesellschaft beteiligt sind.
[25] Beispiele für parlamentarische Funktionen: Fraktionsvorsitzende, Parlamentarische Geschäfts­
führer, Arbeitsgruppenvorsitzende, Ausschussvorsitzende, Mitglieder des Bundestagspräsidiums. 
Keine „parlamentarischen Funktionen“ im Sinne von Nr. 5 Abs. 1 sind Funktionen in Instituti­
onen außerhalb des Bundestages, selbst wenn sie aufgrund einer Entscheidung des Bundestages 
oder der Fraktion wahrgenommen werden oder nur aus Parlamentariern bestehen (z. B. „Parla­
mentarische Beiräte“ von Verbänden). Solche Funktionen können nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 VR 
anzeigepflichtig sein.
[26] Funktionen in lediglich parteinahen, rechtlich verselbständigten Organisationen (z. B. in 
einem eingetragenem Verein) können hingegen nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 VR anzeigepflichtig sein, 
auch wenn sie unentgeltlich ausgeübt werden. 
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Nummern 3 und 4 Absatz 1 Satz 1 dieser Ausführungsbestimmungen erfor­
derlichen Angaben über den Vertragspartner beziehungsweise Auftraggeber 
enthalten. 2Es genügen insoweit Angaben über die Art der Tätigkeit in dem 
einzelnen Vertrags- oder Mandatsverhältnis.

9. Anzeigepflicht für Rechtsanwälte gemäß § 2 der Verhaltensregeln
Die Anzeigepflicht für Rechtsanwälte gemäß § 2 der Verhaltensregeln entfällt, 
wenn die Vertretung nicht persönlich übernommen wird oder das Honorar 
den Betrag von 1.000 Euro nicht übersteigt.

10. Spenden
(1) Mehrere Spenden desselben Spenders sind anzeigepflichtig, wenn sie im Jahr 

den Betrag von 5.000 Euro übersteigen.
(2) 1Eine Spende, die ein Mitglied des Bundestages als Parteispende entgegen­

nimmt und gegen eine entsprechende Quittung an seine Partei weiterleitet,[27] 
ist nicht anzeigepflichtig. 2Die Rechenschaftspflicht der Partei bleibt in diesem 
Fall unberührt.

	 11. Gastgeschenke
(1) Einer Anzeige bei Gastgeschenken bedarf es nicht, wenn der materielle Wert 

des Gastgeschenkes 200 Euro nicht übersteigt.
(2) 1Liegt der Antrag eines Mitgliedes des Bundestages vor, ein ausgehändigtes 

Gastgeschenk gegen Bezahlung des Wertes behalten zu wollen, stellt der 
Präsident den Wert fest; maßgeblich ist im Regelfall der Verkehrswert. 2An die 
Bundeskasse zu entrichten ist der so ermittelte Gegenwert unter Abzug des 
Betrages von 200 Euro.

12. Vernichtung der eingereichten Unterlagen
Die Unterlagen über Anzeigen gemäß den Verhaltensregeln, die ein Mitglied 
des Bundestages eingereicht hat, werden nach Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Ausscheiden aus dem Bundestag vernichtet, es sei denn, das ehemalige 
Mitglied hat um Überlassung der Unterlagen gebeten.

13. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Ausführungsbestimmungen treten am Tag der ersten Sitzung des 
18. Deutschen Bundestages in Kraft. 2Gleichzeitig treten die Ausführungs­
bestimmungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2005 
(BGBl. 2006 I S. 10), zuletzt geändert laut Bekanntmachung vom 
12. November 2010 (BGBl. I S. 1614), außer Kraft.

[27] Siehe hierzu auch § 25 Abs. 1 Satz 3 PartG (abgedruckt unter 5.).
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5. Parteiengesetz 
 – Auszug – 

Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. August 2011 (BGBl. I S. 1748).
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§ 25  
Spenden

(1) 1Parteien sind berechtigt, Spenden anzunehmen. 2Bis zu einem Betrag von 
1.000 Euro kann eine Spende mittels Bargeld erfolgen. 3Parteimitglieder, 
die Empfänger von Spenden an die Partei sind, haben diese unverzüglich 
an ein für Finanzangelegenheiten von der Partei satzungsmäßig bestimmtes 
Vorstandsmitglied weiterzuleiten. 4Spenden sind von einer Partei erlangt, 
wenn sie in den Verfügungsbereich eines für die Finanzangelegenheiten 
zuständigen Vorstandsmitglieds oder eines hauptamtlichen Mitarbeiters der 
Partei gelangt sind; unverzüglich nach ihrem Eingang an den Spender zurück­
geleitete Spenden gelten als nicht von der Partei erlangt.

(2) Von der Befugnis der Parteien, Spenden anzunehmen ausgeschlossen sind: 
1.	 Spenden von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Parlamentsfraktionen 

und -gruppen sowie von Fraktionen und Gruppen von kommunalen 
Vertretungen;

2.	 Spenden von politischen Stiftungen, Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der Satzung,  
dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach der  
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein­
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 der 
Abgabenordnung);

3.	 Spenden von außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes, es sei 
denn, dass
a)	 diese Spenden aus dem Vermögen eines Deutschen im Sinne des 

Grundgesetzes, eines Bürgers der Europäischen Union oder eines 
Wirtschaftsunternehmens, dessen Anteile sich zu mehr als 50 vom 
Hundert im Eigentum von Deutschen im Sinne des Grundgesetzes oder 
eines Bürgers der Europäischen Union befinden oder dessen Hauptsitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, unmittelbar einer 
Partei zufließen,

b)	 es sich um Spenden an Parteien nationaler Minderheiten in ihrer 
angestammten Heimat handelt, die diesen aus Staaten zugewendet 
werden, die an die Bundesrepublik Deutschland angrenzen und in 
denen Angehörige ihrer Volkszugehörigkeit leben oder

c)	 es sich um eine Spende eines Ausländers von nicht mehr als 1.000 Euro 
handelt;

4.	 Spenden von Berufsverbänden, die diesen mit der Maßgabe zugewandt 
wurden, sie an eine politische Partei weiterzuleiten;

5.	 Spenden von Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum der 
öffentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet oder betrieben werden,  
sofern die direkte Beteiligung der öffentlichen Hand 25 vom Hundert 
übersteigt;

6.	 Spenden, soweit sie im Einzelfall mehr als 500 Euro betragen und deren 
Spender nicht feststellbar sind, oder bei denen es sich erkennbar um die 
Weiterleitung einer Spende eines nicht genannten Dritten handelt;
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7.	 Spenden, die der Partei erkennbar in Erwartung oder als Gegenleistung 
eines bestimmten wirtschaftlichen oder politischen Vorteils gewährt 
werden;

8.	 Spenden, die von einem Dritten gegen ein von der Partei zu zahlendes 
Entgelt eingeworben werden, das 25 vom Hundert des Wertes der einge­
worbenen Spende übersteigt.

(3) 1Spenden und Mandatsträgerbeiträge an eine Partei oder einen oder mehrere  
ihrer Gebietsverbände, deren Gesamtwert in einem Kalenderjahr (Rechnungs­
jahr) 10.000 Euro übersteigt, sind unter Angabe des Namens und der Anschrift 
des Spenders sowie der Gesamthöhe der Spende im Rechenschaftsbericht zu 
verzeichnen. 2Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 50.000 Euro überstei­
gen, sind dem Präsidenten des Deutschen Bundestages unverzüglich anzu­
zeigen. 3Dieser veröffentlicht die Zuwendung unter Angabe des Zuwenders 
zeitnah als Bundestagsdrucksache.

(4) Nach Absatz 2 unzulässige Spenden sind von der Partei unverzüglich, spätes­
tens mit Einreichung des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr (§ 19a 
Abs. 3) an den Präsidenten des Deutschen Bundestages weiterzuleiten.
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6. Grundsätze zur Verwendung des Bundesadlers

Nr. 1 bis 3 bekannt gemacht durch Rundschreiben der Präsidentin vom  
10. Dezember 1984 als Ergebnis von Erörterungen im Präsidium am  
14. November und im Ältestenrat am 29. November 1984 zur Frage des  
Gebrauchs von Briefköpfen mit dem Bundesadler; Nr. 4 und 5 bekannt  
gemacht durch Rundschreiben der Präsidentin vom 30. Januar 1997 als  
ergänzende Hinweise des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und  
Geschäftsordnung zu Nr. 1 bis 3.
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1.	 Die Verwendung des Bundesadlers in Briefen ist den Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages und den Fraktionen erlaubt. Nicht zulässig ist das 
Führen des Bundesadlers durch die Parteien.

2.	 Die Verwendung des Bundesadlers ist demnach nur solchen Personen und 
Institutionen erlaubt, die Mitglieder oder Untergliederungen des Verfassungs­
organs Deutscher Bundestag sind und als solche parlamentarische Funktionen 
ausüben. Wenn schon die Parteien, die nicht als solche Teil des Bundestages 
sind und nicht ausschließlich parlamentarische Funktionen ausüben, den 
Bundesadler nicht verwenden dürfen, so können erst recht Einzelpersonen 
das Hoheitszeichen nicht führen, die kein Mandat besitzen, auch wenn sie der 
entsprechenden Partei angehören oder der betreffenden Fraktion zuarbeiten.

3.	 Briefe mit dem Bundesadler können als Absender nur den Namen von Abge­
ordneten oder die Bezeichnung einer Fraktion tragen. Die Unterzeichnung 
solcher Briefe ist nur zulässig 
–	 durch den Abgeordneten, dessen Name im Briefkopf steht;
–	 durch einen Mitarbeiter mit dem Zusatz „Im Auftrag“, wenn der Name des 

Abgeordneten im Briefkopf steht;
–	 ausschließlich durch einen oder mehrere Abgeordnete, wenn auf Fraktions­

briefbögen neben dem Bundesadler nur die Fraktion bezeichnet ist.
4.	 Der Bundesadler darf bei mandatsbezogenen Angelegenheiten benutzt wer­

den. Mandatsbezogen sind nicht nur Tätigkeiten, die parlamentarische 
Verhandlungsgegenstände betreffen; es fallen darunter beispielsweise auch 
solche im Rahmen der parlamentarischen Öffentlichkeitsfunktion. Als 
mandatsbezogen kann auch die Werbung für politische Auffassungen und 
Positionen angesehen werden.

5.	 In privaten Angelegenheiten eines Mitgliedes des Bundestages dürfen Brief­
köpfe mit dem Bundesadler nicht verwandt werden. Um auch in Einzelfällen 
einen falschen Eindruck zu vermeiden, empfehlen sich organisatorische 
Vorkehrungen in jedem Abgeordnetenbüro am Sitz des Bundestages und im 
Wahlkreis, die eine versehentliche Verwendung von Briefköpfen mit Bundes­
adler in nicht mandatsbezogenen Angelegenheiten ausschließen.
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7. Hinweise zur Veröffentlichung von Angaben  
nach den Verhaltensregeln
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Angaben nach den Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundestages 
(VR) werden nach §§ 3, 4 Abs. 3 VR auf den Internetseiten und im Amtlichen 
Handbuch (Teil II) des Deutschen Bundestages veröffentlicht. Die Internetseiten 
des Deutschen Bundestages werden fortlaufend aktualisiert; Ergänzungslieferun­
gen zu Teil II erscheinen halbjährlich.

Wenn ein Mitglied des Bundestages dies wünscht, wird unter der Überschrift  
„Veröffentlichungspflichtige Angaben“ ein Hinweis auf individuelle Erläuterungen 
der Angaben auf der Homepage des Mitglieds angebracht und mit diesen verlinkt.

Die Angaben werden bei der Veröffentlichung folgenden Kategorien zugeordnet:
–– Berufliche Tätigkeit vor der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 1 VR, Nr. 2 Ausführungsbestimmungen - AB)
–– Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 1 VR, Nr. 3, 4, 5 und 8 AB)
–– Funktionen in Unternehmen 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 2 VR, Nr. 3 AB)
–– Funktionen in Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 3 VR, Nr. 3 AB)
–– Funktionen in Vereinen, Verbänden und Stiftungen 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 4 VR, Nr. 3 und 5 AB)
–– Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder Vermögensvorteile 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 5 VR, Nr. 6 AB)
–– Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 6 VR, Nr. 7 AB)
–– Spenden und sonstige Zuwendungen für die politische Tätigkeit 

(§ 4 VR, Nr. 10 AB). 

Aufgeführt werden nur diejenigen Kategorien, zu denen Angaben vorliegen.  
Innerhalb einer Kategorie sind die Angaben alphabetisch geordnet. 

Anzeigepflichtige Einkünfte (mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im 
Jahr) werden bei der Veröffentlichung einer der folgenden zehn Stufen zugeordnet:

–– Stufe 1	 (Einkünfte über 1.000 bis 3.500 Euro)
–– Stufe 2	 (Einkünfte bis 7.000 Euro)
–– Stufe 3	 (Einkünfte bis 15.000 Euro)
–– Stufe 4	 (Einkünfte bis 30.000 Euro)
–– Stufe 5	 (Einkünfte bis 50.000 Euro)
–– Stufe 6	 (Einkünfte bis 75.000 Euro)
–– Stufe 7	 (Einkünfte bis 100.000 Euro)
–– Stufe 8	 (Einkünfte bis 150.000 Euro)
–– Stufe 9	 (Einkünfte bis 250.000 Euro)
–– Stufe 10	 (Einkünfte über 250.000 Euro).

Dabei wird kenntlich gemacht, von welchem Vertragspartner für welche Tätigkeit 
die Einkünfte zugeflossen sind. Bei gesetzlichen Zeugnisverweigerungsrechten 
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und gesetzlichen oder vertraglichen Verschwiegenheitspflichten kann gemäß  
§ 1 Abs. 5 VR und Nr. 8 AB anstelle der Veröffentlichung von Name und Sitz des 
Vertragspartners eine anonymisierte Form gewählt werden, z. B. „Mandant 1“, 
„Kunde 2“, „Vertragspartner 4“.

Regelmäßige monatliche Einkünfte über 1.000 Euro werden als solche kenntlich 
gemacht (z. B. „monatlich, Stufe 2“). Entsprechendes gilt für regelmäßige jähr­
liche Einkünfte (z. B. „jährlich, Stufe 2“). Mit der Angabe „jährlich, Stufe 3“ 
werden auch regelmäßige monatliche Einkünfte unter 1.000 Euro gekennzeichnet, 
wenn sie in der Jahressumme 10.000 Euro übersteigen (z. B. monatlich 900 Euro). 
Bei einmaligen Einkünften wird vor der Angabe der Stufe das Jahr des Zuflusses 
genannt („2010, Stufe 2“). Mehrere unregelmäßige Einkünfte aus einer oder meh­
reren Vertragsbeziehungen mit einem Vertragspartner innerhalb eines Kalender­
jahres werden fortlaufend addiert und mit der Stufe veröffentlicht, die der jewei­
ligen Summe entspricht (z. B. „Mandant 1, 2010, Stufe 3“).

Gesellschafter einer Personen- oder Kapitalgesellschaft, die für ihre Gesellschaft 
eine typischerweise entgeltliche Tätigkeit erbringen, z. B. als Sozietätsanwalt 
oder geschäftsführender Gesellschafter, ohne dafür von der Gesellschaft eine  
Vergütung zu erhalten, müssen die an sie ausgekehrten Anteile am Gesellschafts­
gewinn als Einkünfte anzeigen (Nr. 4 AB). Diese werden mit der Angabe „Gewinn“ 
veröffentlicht (z. B. „2011, Stufe 3, Gewinn“). Ansonsten sind Einkünfte aus 
Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften nicht anzeige- und veröf­
fentlichungspflichtig (§ 1 Abs. 3, § 3 VR). Die bei Gesellschaftern aufgelisteten 
Vertragspartner sind solche, bei denen der Gesellschafter im Einzelfall persönlich 
an der Erfüllung des Vertrages, der zwischen der Gesellschaft und ihrem Vertrags­
partner besteht, mitgewirkt hat (z. B. als Anwalt). 

Für die Höhe der Einkünfte sind die geleisteten Bruttobeträge einschließlich 
Entschädigungs-, Ausgleichs- und Sachleistungen maßgebend. Unberücksichtigt 
bleiben insbesondere eigene Aufwendungen, Werbungskosten und sonstige  
Kosten aller Art. Die Höhe der Einkünfte aus einer Tätigkeit bezeichnet nicht 
das zu versteuernde Einkommen.

Der ehrenamtliche Charakter einer Tätigkeit wird auf Wunsch des Mitgliedes 
des Deutschen Bundestages durch den Zusatz „ehrenamtlich“ deutlich gemacht. 
Voraussetzung hierfür ist, dass mit der Tätigkeit keinerlei Einkünfte verbunden 
sind, es sei denn, es handelt sich um Einkünfte, die lediglich den Charakter eines 
Aufwendungsersatzes haben. Im diesem Fall kann es zur gleichzeitigen Veröffent­
lichung einer Stufe und der Angabe „ehrenamtlich“ kommen.
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8. Formblatt für Anzeigen nach den Verhaltensregeln



   
   

Absender/in: 
 
 
                                                        , MdB 
        Vorname und Name 
 
 
 
 
 
Vertraulich 
Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 
Referat PM 1, Bereich Verhaltensregeln  
 
 
 
Anzeigen nach den Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundestages 
– Formblatt – 
 
Die Anzeigen nach den Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundestages (VR) sind – unter Verwendung 
dieses Formulars – innerhalb von drei Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
einzureichen (§ 1 Abs. 6 VR, Nr. 1 der Ausführungsbestimmungen – AB). Die Anzeigepflichten sind gemäß § 8 VR 
sanktionsbewehrt. 
 
Das Formular führt Sie Punkt für Punkt durch die einzelnen Anzeigetatbestände.  
 
Dieses Formular wie auch die einschlägigen Regelungstexte und nähere Hinweisen zur Veröffentlichung der Angaben 
können Sie auch im Intranet abrufen. Sie befinden sich unter der Rubrik „Abgeordnete“ –> „Verhaltensregeln“.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Formular Stand: Oktober 2013 

Deutscher Bundestag 
18. Wahlperiode 
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1. Tätigkeiten, die innerhalb der letzten zwei Jahre vor Beginn der Mitgliedschaft im 
18. Deutschen Bundestag ausgeübt wurden  

Wenn Sie in den letzten beiden Jahren der 17. Wahlperiode bereits durchgängig Mitglied des Bundestages 
waren, brauchen Sie zu 1.1. bis 1.3. keine Angaben zu machen und können direkt zu 2. gehen.  

 
1.1 Zuletzt ausgeübte Berufstätigkeit 
 (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 VR, Nr. 2 AB)  
 
 Anzugeben sind bei: 
 

unselbstständiger Tätigkeit: 
Art der Tätigkeit 
 
 
 

Name und Sitz des Arbeitgebers 
 
 

selbstständiger Tätigkeit als Gewerbetreibender:  
Art des Gewerbes 
 
 
 

Name und Sitz des Unternehmens 
 

freien und sonstigen selbstständigen Berufen:  
genaue Berufsbezeichnung 
 
 
 

Ort der Berufsausübung 
 
 
 

  
 Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und Amtlichen Handbuch 
 veröffentlicht. 
 

1.2 Frühere Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 
Beirates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens 

 (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 VR, Nr. 2 Abs. 1 und Nr. 3 Abs. 1 Satz 1 AB) 
 

Art der Tätigkeit 
(z. B. Mitglied des Vorstandes) 

Unternehmen 
Name Sitz 

1.  
 
 
 

  

2.  
 
 
 

  

3. 
 
 
 

  

  
 Diese Angaben werden nicht veröffentlicht. 
 
  

31Formblatt (FB)



 
  
 
 

Seite 3 

1.3 Frühere Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, 
Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts 

 (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 VR, Nr. 2 Abs. 1 und Nr. 3 Abs. 1 Satz 1 AB) 
 

Art der Tätigkeit 
(z. B. Mitglied des Vorstandes) 

Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts 
Name Sitz 

1.  
 
 
 

  

2.  
 
 
 

  

3. 
 
 
 

  

  
 Diese Angaben werden nicht veröffentlicht. 
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2. Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 VR, Nr. 3 bis 5 und Nr. 8 AB) 

 
2.1 Tätigkeit Nr. 1: 

Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z. B. „Vortrag“, „Rechtsanwalt“, „kaufmännischer Angestellter“, „Beratung“, „Geschäftsführer“) 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 1: Nicht anzeigepflichtig sind Tätigkeiten als Mitglied der Bundesregierung, Parlamentarischer 
Staatssekretär oder Staatsminister sowie parlamentarische Funktionen. Parteifunktionen sind anzuzeigen, 
wenn sie entgeltlich ausgeübt werden. 
Hinweis 2: Gutachter-, publizistische und Vortragstätigkeiten sind erst anzuzeigen, wenn die Höhe der 
jeweils vereinbarten Einkünfte den Betrag von 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr übersteigt. 
Hinweis 3: Bei selbständiger Tätigkeit (z. B. Einzelanwalt) sind außerdem Ort oder Sitz der Berufsausübung 
und ggf. die Firma anzugeben. 
Hinweis 4: Gewinnberechtigte Gesellschafter, die für ihre Gesellschaft unentgeltlich Tätigkeiten erbringen, 
die typischerweise vergütet werden (z. B. als Sozietätsanwalt, geschäftsführender Gesellschafter), müssen 
diese Tätigkeit sowie Namen und Sitz der Gesellschaft anzeigen. Die bloße Verwaltung eigenen Vermögens 
ist nicht anzeigepflichtig. 
Vertragspartner/Arbeitgeber: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 5: Vertragspartner von Freiberuflern und Selbstständigen sind nur anzuzeigen, wenn die 
Einkünfte aus einer oder mehreren Vertragsbeziehungen mit diesem Vertragspartner den Betrag von 1.000 
Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr übersteigen.  
Hinweis 6: Wird ein Zeugnisverweigerungsrecht oder eine gesetzliche oder vertragliche 
Verschwiegenheitspflicht geltend gemacht (z. B. als Rechtsanwalt), genügt eine anonymisierte Angabe des 
Vertragspartners, z. B.: „Vertragspartner 1“, „Mandant 1“, „Kunde 1“. 
Hinweis 7: Gewinnberechtigte Gesellschafter (s. o. Hinweis 4) zeigen die Vertragspartner ihrer Gesellschaft 
an, wenn sie im Einzelfall persönlich an der Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen der Gesellschaft 
gegenüber diesem Vertragspartner mitgewirkt haben und wenn die Einkünfte, welche der Gesellschaft von 
diesem Vertragspartner zugeflossen sind, über 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr liegen. 
Einkünfte von mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 8: Anzugeben sind die genauen Bruttobeträge einschließlich Entschädigungs-, Ausgleichs- und 
Sachleistungen (also auch einschließlich der vom Ihnen ggf. zu entrichtenden Mehrwertsteuer). 
Hinweis 9: Gewinnberechtigte Gesellschafter (s. o. Hinweis 4 und 7) geben die an sie ausgekehrten 
Gewinnanteile an und machen dies durch den Hinweis „Gewinn“ kenntlich. 
Spezielle Angaben bei Vorträgen: 
a) Veranstaltung, auf welcher der Vortrag gehalten wurde: 
 
…………………………………………………………………………………………………………………………………. 
b) Veranstalter (falls nicht mit dem Vertragspartner identisch): 
 
…………………………………………………………………………………………………………………………………. 
(Name, Sitz) 
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2.2 Tätigkeit Nr. 2: 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Vortrag“, „Rechtsanwalt“, „kaufmännischer Angestellter“, „Beratung“, „Geschäftsführer“) 
Vertragspartner/Arbeitgeber: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Einkünfte von mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
Spezielle Angaben bei Vorträgen: 
a) Veranstaltung, auf welcher der Vortrag gehalten wurde: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
b) Veranstalter (falls nicht mit dem Vertragspartner identisch): 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 

 
2.3 Tätigkeit Nr. 3: 

Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Vortrag“, „Rechtsanwalt“, „kaufmännischer Angestellter“, „Beratung“, „Geschäftsführer“) 
Vertragspartner/Arbeitgeber: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Einkünfte von mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
Spezielle Angaben bei Vorträgen: 
a) Veranstaltung, auf welcher der Vortrag gehalten wurde: 
 
…………………………………………………… 
b) Veranstalter (falls nicht mit dem Vertragspartner identisch): 
 
…………………………………………………… 
(Name, Sitz) 

 
Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 

 veröffentlicht, die über Einkünfte in Form von Stufen. 
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3. Tätigkeiten neben dem Mandat als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, 
Verwaltungsrates, Beirates oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens 

 (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 VR, Nr. 3 AB) 
  

Achtung: Diese Tätigkeiten sind auch dann anzuzeigen, wenn sie nicht mit Einkünften 
verbunden sind.  
 

3.1 Tätigkeit Nr. 1: 
Unternehmen: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Aufsichtsrates“) 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 1: Das Gremium muss nicht notwendigerweise über Entscheidungsbefugnisse verfügen oder in der 
Satzung erwähnt werden. Auch die Mitgliedschaft in einem beratenden Beirat ist anzeigepflichtig. 
Hinweis 2: Sind mit der Tätigkeit keine Einkünfte verbunden oder haben diese lediglich den Charakter 
einer Aufwandsentschädigung, kann die Tätigkeit auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz „ehrenamtlich“ 
versehen werden. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass das Unternehmen fremdnützig ist (z.B. 
kommunale Daseinsvorsorge), es sich also nicht um eine reine Erwerbsgesellschaft handelt. Ferner darf es 
sich bei Einkünften, die als „Aufwandsentschädigung“ bezeichnet werden, nicht in Wirklichkeit um eine 
(verdeckte) Vergütung für die Erbringung der Tätigkeit handeln. Dies setzt bei pauschaler Entschädigung 
für den erbrachten Zeitaufwand voraus, dass diese deutlich unter der Vergütung liegt, die für derartige 
Tätigkeiten üblicherweise gezahlt wird. 
Hinweis 3: Tätigkeiten, die von Amts wegen ausgeübt werden, können auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz 
„von Amts wegen“ veröffentlicht werden. Das gilt nicht bei Funktionen, die auf Grund einer Wahl oder 
Entsendung durch den Bundestag oder die Fraktionen wahrgenommen werden. 
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 4: Anzugeben sind die genauen Bruttobeträge einschließlich Entschädigungs-, Ausgleichs- und 
Sachleistungen (also auch einschließlich der von Ihnen ggf. zu entrichtenden Mehrwertsteuer). 
Hinweis 5: Da Gremientätigkeiten typische ganzjährige Tätigkeiten sind, ist allein die 10.000-Euro-
Jahresgrenze maßgebend. 
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3.2 Tätigkeit Nr. 2: 
Unternehmen: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Aufsichtsrates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
 
 
 
 

3.3 Tätigkeit Nr. 3: 
Unternehmen: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Aufsichtsrates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 

 veröffentlicht, die über Einkünfte in Form von Stufen. 
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4. Tätigkeiten neben dem Mandat als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, 
Verwaltungsrates, Beirates oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder 
Anstalt des öffentlichen Rechts  

 (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 VR, Nr. 3 AB) 
  

Achtung: Diese Tätigkeiten sind auch dann anzuzeigen, wenn sie nicht mit Einkünften 
verbunden sind.  
 

4.1 Tätigkeit Nr. 1: 
Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Verwaltungsrates“, „Mitglied des Kreistages“, „Mitglied des Gemeinderates“) 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 1: Das Gremium muss nicht notwendigerweise über Entscheidungsbefugnisse verfügen oder in der 
Satzung erwähnt werden. Auch die Mitgliedschaft in einem beratenden Beirat ist anzeigepflichtig. 
Hinweis 2: Sind mit der Tätigkeit keine Einkünfte verbunden oder haben diese lediglich den Charakter 
einer Aufwandsentschädigung, kann die Tätigkeit auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz „ehrenamtlich“ 
versehen werden. Dies setzt aber voraus, dass es sich bei Einkünften, die als „Aufwandsentschädigung“ 
bezeichnet werden, nicht in Wirklichkeit um eine (verdeckte) Vergütung für die Erbringung der Tätigkeit 
handelt. Pauschale Entschädigungen für den erbrachten Zeitaufwand müssen deshalb deutlich unter der 
Vergütung liegen, die für derartige Tätigkeiten üblicherweise gezahlt wird. 
Hinweis 3: Tätigkeiten, die von Amts wegen ausgeübt werden, können auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz 
„von Amts wegen“ veröffentlicht werden. Das gilt nicht bei Funktionen, die auf Grund einer Wahl oder 
Entsendung durch den Bundestag oder die Fraktionen wahrgenommen werden. 
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 4: Anzugeben sind die genauen Bruttobeträge einschließlich Entschädigungs-, Ausgleichs- und 
Sachleistungen (also auch einschließlich der von Ihnen ggf. zu entrichtenden Mehrwertsteuer). 
Hinweis 5: Da Gremientätigkeiten typische ganzjährige Tätigkeiten sind, ist allein die 10.000-Euro-
Jahresgrenze maßgebend. 
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4.2 Tätigkeit Nr. 2: 
Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Verwaltungsrates“, „Mitglied des Kreistages“, „Mitglied des Gemeinderates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
 
 
 
 

4.3 Tätigkeit Nr. 3: 
Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Verwaltungsrates“, „Mitglied des Kreistages“, „Mitglied des Gemeinderates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 

 veröffentlicht, die über Einkünfte in Form von Stufen. 
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5. Tätigkeiten neben dem Mandat als Mitglied eines Vorstandes oder eines sonstigen 
leitenden oder beratenden Gremiums eines Vereins, Verbandes, einer ähnlichen 
Organisation oder einer Stiftung mit nicht ausschließlich lokaler Bedeutung 

 (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 VR, Nr. 3 AB) 

 
Achtung: Diese Tätigkeiten sind auch dann anzuzeigen, wenn sie nicht mit Einkünften 
verbunden sind.  
 

5.1 Tätigkeit Nr. 1: 
Verein, Verband, Stiftung usw.: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Vorstandes“, „Mitglied des Parlamentarischen Beirates“) 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 1: Das Gremium muss nicht notwendigerweise über Entscheidungsbefugnisse verfügen oder in der 
Satzung erwähnt werden. Auch die Mitgliedschaft in einem beratenden Beirat ist anzeigepflichtig. 
Hinweis 2: Sind mit der Tätigkeit keine Einkünfte verbunden oder haben diese lediglich den Charakter 
einer Aufwandsentschädigung, kann die Tätigkeit auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz „ehrenamtlich“ 
versehen werden. Dies setzt aber voraus, dass es sich bei Einkünften, die als „Aufwandsentschädigung“ 
bezeichnet werden, nicht in Wirklichkeit um eine (verdeckte) Vergütung für die Erbringung der Tätigkeit 
handelt. Pauschale Entschädigungen für den erbrachten Zeitaufwand müssen deshalb deutlich unter der 
Vergütung liegen, die für derartige Tätigkeiten üblicherweise gezahlt wird. 
Hinweis 3: Tätigkeiten, die von Amts wegen ausgeübt werden, können auf Ihren Wunsch mit dem Zusatz 
„von Amts wegen“ veröffentlicht werden. Das gilt nicht bei Funktionen, die auf Grund einer Wahl oder 
Entsendung durch den Bundestag oder die Fraktionen wahrgenommen werden.  
Hinweis 4: Funktionen in Parteien sind nur anzeigepflichtig, wenn sie entgeltlich ausgeübt werden.  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis 5: Anzugeben sind die genauen Bruttobeträge unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- 
und Sachleistungen (also auch einschließlich der vom MdB ggf. zu entrichtenden Mehrwertsteuer). 
Hinweis 6: Da Gremientätigkeiten typische ganzjährige Tätigkeiten sind, ist allein die 10.000-Euro-
Jahresgrenze maßgebend. 
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5.2 Tätigkeit Nr. 2: 
Verein, Verband, Stiftung usw.: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Vorstandes“, „Mitglied des Parlamentarischen Beirates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
 
 
 
 

5.3 Tätigkeit Nr. 3: 
Verein, Verband, Stiftung usw.: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(Name, Sitz) 
Art der Tätigkeit: 
 
………………………………………………………………………………………………………………………………… 
(z.B. „Mitglied des Vorstandes“, „Mitglied des Parlamentarischen Beirates“)  
Einkünfte von mehr als 10.000 Euro im Jahr: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 

 
Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 

 veröffentlicht, die über Einkünfte in Form von Stufen. 
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6. Vereinbarungen über die Übertragung von Tätigkeiten bzw. die Zuwendung von 
Vermögensvorteilen während oder nach der Mitgliedschaft im Bundestag  

 (§ 1 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 VR, Nr. 6 AB) 

 
Anzuzeigen ist der wesentliche Inhalt der Vereinbarung (Gegenstand; Name und Sitz des Vertragspartners). 
 Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn die Vereinbarung bereits vor der Mitgliedschaft im 
 Bundestag abgeschlossen worden ist. Sobald die vereinbarte Tätigkeit aufgenommen wird, besteht eine 
Anzeigepflicht nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 VR. 

 
Gegenstand der Vereinbarung  Vertragspartner 

Name Sitz 
1.  
 
 
 

  

2. 
 
 
 

  

3. 
 
 
 

  

4. 
 
 
 

  

  
Bereits zugeflossene Einkünfte von mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr: 
Nummer der Vereinbarung: 
 
a) regelmäßige monatliche Einkünfte gleicher Höhe:    ………………………………………………. 
                                                                                          (monatlicher Betrag) 
 
b) regelmäßige jährliche Einkünfte gleicher Höhe:       ……………………………………………….. 
                                                                                          (jährlicher Betrag) 
 
c) sonstige Einkünfte (einmalige oder unregelmäßige): ………………………………………………. 
                                                                                          (Betrag, Jahr des Zuflusses) 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Hinweis: Anzugeben sind die genauen Bruttobeträge einschließlich Entschädigungs-, Ausgleichs- und 
Sachleistungen (also auch einschließlich der von Ihnen ggf. zu entrichtenden Mehrwertsteuer). 

 
 
 Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 
 veröffentlicht, die über Einkünfte in Form von Stufen. 
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7. Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften 
 (§ 1 Abs. 2 Nr. 6 VR, Nr. 7 AB) 

 Die Anzeigepflicht besteht bei einem Stimmrechtsanteil von mehr als 25 % an einer Gesellschaft, deren  
 Zweck darauf gerichtet ist, ein Unternehmen zu betreiben. Ein Unternehmen in diesem Sinne ist eine auf 
 Dauer angelegte organisatorische Einheit, in der mit Gewinnerzielungsabsicht Güter oder 
 Dienstleistungen erstellt werden. 
 

Name der Gesellschaft  
 

Sitz der Gesellschaft 

1. 
 
 
 

 

2. 
 
 
 

 

3. 
 
 
 

 

4. 
 
 
 

 

  
 Diese Angaben werden gemäß § 3 VR im Internet und im Amtlichen Handbuch 
 veröffentlicht.  
 
 
8. Gerichtliches oder außergerichtliches Auftreten für oder gegen die Bundesrepublik 
 Deutschland oder bundesunmittelbare Körperschaften Anstalten oder Stiftungen des 
 öffentlichen Rechts 
 (§ 2 VR, Nr. 9 AB) 

Anzeigepflichtig ist die Übernahme der Vertretung bei einem gerichtlichen oder außergerichtlichen Auftreten  
für oder gegen die Bundesrepublik Deutschland. Entsprechendes gilt bei gerichtlichem oder 
außergerichtlichem Auftreten für oder gegen bundesunmittelbare Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. Die Anzeigepflicht besteht nur dann, wenn das Honorar den Betrag von 1.000 Euro 
übersteigt und die Vertretung persönlich übernommen wird. 

  

 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 Diese Angaben werden nicht veröffentlicht. 
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9. Spenden und sonstige Zuwendungen für die politische Tätigkeit 
 (§ 4 Abs. 2 und 5 VR, Nr. 10 AB) 

Anzeigepflichtig ist jede Spende (Geldspende oder geldwerte Zuwendung), die Ihnen für Ihre politische 
Tätigkeit zur Verfügung gestellt wird und den Betrag von 5.000 Euro übersteigt. Die Anzeigepflicht besteht 
auch, wenn mehrere Spenden desselben Spenders innerhalb desselben Kalenderjahres in ihrer Summe diesen 
Betrag übersteigen. Eine Spende, die Sie als Parteispende entgegennehmen und gegen eine entsprechende 
Quittung an Ihre Partei weiterleiten, ist nicht anzeigepflichtig.  
 
Geldwerte Zuwendungen aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder internationaler 
Beziehungen oder zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen Information, zur Darstellung der 
Standpunkte des Bundestages oder seiner Fraktionen oder als Repräsentant des Bundestages sind gemäß 
§ 4 Abs. 5 VR ebenfalls anzeigepflichtig, wenn sie den Betrag von 5.000 Euro übersteigen. Ein typischer 
Anwendungsfall ist die Übernahme von Reisekosten durch Dritte.  

 
Name und Anschrift des Zuwenders 
 

Gesamthöhe der Zuwendung, Kalenderjahr 

1. 
 
 
 

 

2. 
 
 
 

 

3. 
 
 
 

 

 
Spenden und Zuwendungen von mehr als 10.000 Euro werden gemäß § 4 Abs. 3 und 5 
VR unter Angabe ihrer Höhe und Herkunft im Internet und im Amtlichen Handbuch 
veröffentlicht.  

 
10. Gastgeschenke 
 (§ 4 Abs. 6 VR, Nr. 11 AB) 

 
Gastgeschenke in Bezug auf das Mandat (z.B. bei einer Dienstreise) sind anzuzeigen und auszuhändigen, 
wenn ihr materieller Wert 200 Euro übersteigt. Sie können jedoch beantragen, das Gastgeschenk gegen 
Bezahlung des Gegenwertes an die Bundeskasse abzüglich des Betrages von 200 Euro zu behalten.  

  

 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 …………………………………………………………………………………………………………… 
  
 Diese Angaben werden nicht veröffentlicht. 
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11. Weitere Hinweise und persönliche Unterschrift des Mitglieds des Bundestages 
  
11.1 Link auf die eigene Homepage des Mitglieds 
  

Die Veröffentlichung der Angaben auf der Internetseite des Bundestages kann auf 
Wunsch folgenden Zusatz erhalten, der mit einem Link auf die persönliche  Homepage 
versehen ist:  
„Individuelle Erläuterungen zu den veröffentlichungspflichtigen Angaben befinden sich 
auf der Homepage von [Name des Mitgliedes des Bundestages].“ 
(Es folgt der Link auf die Homepage). 

  
 Bitte gegebenenfalls ausfüllen:  
 Ich wünsche einen solchen Zusatz:.      
 Die Adresse meiner persönlichen Homepage lautet: 
  
  
 ................................................................................................................ 
 
11.2 Datenschutzrechtliche Hinweise 
  

Ihre Angaben nach den Verhaltensregeln werden in einer Datenbank gespeichert und fünf 
Jahre nach Ihrem Ausscheiden aus dem Bundestag gelöscht. Dann werden auch die von 
Ihnen eingereichten Unterlagen vernichtet, sofern Sie nicht um deren Überlassung bitten 
(Nr. 12 AB). 
 
Ihre Angaben nach den Verhaltensregeln werden ausschließlich für die Zwecke der 
Verhaltensregeln gespeichert und bearbeitet. Ein Austausch von Daten mit anderen 
Bereichen der Verwaltung findet nicht statt. Eine Anzeige von Tätigkeiten oder 
Einkünften nach den Verhaltensregeln ersetzt daher nicht die Mitteilung nach anderen 
Vorschriften des Abgeordnetengesetzes (z.B. anrechenbarer Bezüge nach § 29 AbgG) und 
umgekehrt. Vielmehr sind die jeweiligen Mitteilungspflichten gesondert zu erfüllen.  

 
11.3 Änderungen und Ergänzungen während der Wahlperiode sind innerhalb von drei Monaten 

nach Eintritt der anzeigepflichtigen Tatsache schriftlich mitzuteilen. Bei Einkünften beginnt 
die Frist mit dem Tag des Zuflusses. 
(§ 1 Abs. 6 VR, Nr. 1 Satz 3 und 4 AB) 

 
11.4 Persönliche Unterschrift des Mitglieds des Bundestages 
 
 
 
 .......................................... ..…....................................................... 
 (Datum) (Unterschrift) 
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9. Schlagwortverzeichnis

Fett gedruckte Abkürzungen bezeichnen die Überschriften der abgedruckten Texte.  
Die sich anschließenden arabischen Ziffern beziehen sich auf die Paragraphen, 
Nummern oder Gliederungspunkte dieser Texte. Die Abkürzung „H“ steht für  
die im Formblatt für die Anzeigen (FB) abgedruckten Hinweise (z. B. „H3“ für 
„Hinweis 3“).
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Abgeordnetengesetz Einf, AbgG

Ablieferung von Gastgeschenken VR 4 VI, VII, AB 11; unzulässiger Spenden AbgG 44b Nr. 3,  
VR 4 IV, VII, PartG 25 IV; unzulässiger Zuwendungen oder Vermögensvorteile AbgG 44a III,  
44b Nr. 5, VR 8 V

Annahmeverbote Einf; bei Zuwendungen AbgG 44a II; bei Spenden AbgG 44b Nr. 3, VR 4 IV, 
PartG 25 II

Anstalt des öffentlichen Rechts, Tätigkeit für VR 1 I Nr. 3, II Nr. 3, III, 2 III, 3 AB 2 I, 3 I, HzV,  
FB 1.3, 4.1

Anzeigepflichten Einf, AbgG 44a IV, 44b Nr. 1-3, VR 1, 2, 4 II, V, VI, 6, 8 I, IV, AB, HzV, FB

Arbeitgeber, Anzeige des bei unselbständigen Tätigkeiten AB 2 II, FB 1.1, 2.1

Aufsichtsratstätigkeit VR 1 I Nr. 2, 3, II Nr. 2, 3, III, 3, AB 2 I, 3 I, FB 1.2, 3.1

Ausführungsbestimmungen zu den Verhaltensregeln VR 1 II Nr. 6, IV, V, 4 VI, AB

Ausübung des Mandats Einf, AbgG 44a

Bagatellgrenzen s. Mindestbeträge

Beiratstätigkeit VR 1 I Nr. 2, 3, II Nr. 2, 3, III, 3, AB 1, 3 I, FB 1.2, 1.3, 3.1., 4.1, 5.1

Berufliche Tätigkeit Einf, AbgG 44a I, VR 1 I, II Nr. 1, III, 3, 5, AB 2, 3, 4, s. a. Nebentätigkeiten, 
Tätigkeiten vor der Mitgliedschaft im Bundestag

Briefköpfe mit Bundesadler, Verwendung von BAGrds

Brutto-Beträge VR 1 III, AB 3 II, III, HzV, FB 2.1 H8, 3.1 H4, 4.1 H4, 5.1 H5, s. a. Nebeneinkünfte

Bundesadler s. Briefköpfe mit

Bundesregierung, Tätigkeit als Mitglied der VR 1 II Nr. 1, FB 2.1 H1

Drucksache bei Rechtsverstoß Einf, VR 8 II 4, 5, V 8, 9, s.a. Sanktionen

Ehrenamtliche Tätigkeiten HzV, FB 3.1 H2, 4.1 H2, 5.1 H2

Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat VR 1 II Nr. 1, III, 2, 3, AB 3, 4, 5 II, HzV, FB 2.1

Einkommensstufen s. Stufen

Einkünfte neben dem Mandat s. Nebeneinkünfte

Ermahnung VR 8 II 1, s. a. Sanktionen

Form von Anzeigen nach den VR VR 1 I, II, AB 1

Formblätter für Anzeigen nach den VR AB 1, FB

Frist für Anzeigen nach den VR VR 1 VI, 8 II 1, AB 1

Gastgeschenke VR 4 VI, VII, AB 11, FB 10

Geschäftsführender Gesellschafter, HzV, FB 2.1 H4, H7, H9

Gesellschafter, Tätigkeit als AB 4, HzV, FB 2.1 H4, H7, H9, s. a. Gewinn
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Gewinn, Anzeige der ausgekehrten Anteile am Gesellschaftsgewinn, AB 4, HzV, FB 2.1 H9,  
s. a. Gesellschafter

Gremientätigkeit VR 1 I Nr. 2, 3, II Nr. 2, 3, 4, III, 3, AB 2 I, 3 I, FB 1.2, 1.3, 3.1, 4.1, 5.1

Gutachterliche Tätigkeit neben dem Mandat VR 1 II Nr. 1, FB 2.1 H2, s. a. Entgeltliche Tätigkeit

Herausgabe s. Ablieferung

Hinweise auf Mitgliedschaft im Bundestag VR 5, s. a. Grundsätze zur Verwendung des Bundesadlers

Interessenverknüpfung Einf, AbgG 44a II 2, IV 1; im Ausschuss VR 6

Körperschaft des öffentlichen Rechts, Tätigkeit für VR 1 I Nr. 3, II Nr. 3, III, 2 III, 3, AB 2 I, 3 I, 
HzV, FB 1.3, 4.1

Künftige Tätigkeiten oder Vermögensvorteile VR 1 II Nr. 5, AB 6, HzV, FB 6

Leistung ohne Gegenleistung des MdB Einf, AbgG 44a II 3, III, VR 8 V

Mandant, Angabe des, s. Vertragspartner

Mindestbeträge für die Anzeige oder Veröffentlichung von Einkünften AbgG 44b Nr. 2, VR 1 III, 
HzV, FB 3.1 H5, 4.1 H5, 5.1 H6, 6; Gastgeschenken VR 4 VI, AB 11 I, FB 10; Gutachter-, publi­
zistischen und Vortragstätigkeiten VR 1 II Nr. 1, FB 2.1 H2; rechtsanwaltliches Auftreten für und 
gegen Einrichtungen des Bundes VR 2, AB 9, FB 8;Spenden und sonstigen Zuwendungen für die 
politische Tätigkeit AbgG 44b Nr. 3, VR 4 II, III, V, AB 10 I, FB 9; Unternehmensbeteiligungen  
VR 1 II Nr. 6, AB 7 II, FB 7; Vertragspartnern AB 3 II, 4 I, FB 2.1 H5, H7

Mittelpunkt der Tätigkeit eines MdB Einf, AbgG 44a I

Nebeneinkünfte AbgG 44a II 3, IV, 44b Nr. 2, VR 1 II Nr. 1, III, 3, AB 1 III, 3 II, III, 4 I, HzV,  
FB 2.1 H8, H9, 3.1 H4, H5, 4.1 H4, H5, 5.1 H5, H6, 6

Nebentätigkeiten Einf, AbgG 44a I 2, IV, 44b Nr. 1, VR 1, 2, 3, 5, 6, AB 3 I, 4, 5, 8, HzV, FB 2.1, 
3.1, 4.1, 5.1

Ordnungsgeld Einf, AbgG 44a IV, 8 IV, s. a. Sanktionen

Parlamentarische Funktionen AB 5 I, FB 2.1 H1

Parlamentarischer Staatssekretär, Tätigkeit als VR § 1 II Nr. 1, FB 2.1 H1

Parteifunktionen AB 5 II, FB 2.1 H1, 5.1 H4

Präsident des Deutschen Bundestages Einf, AbgG 44a III, IV, 44 b Nr. 5, VR 1, 2, 4, 7, 8

Präsidium des Deutschen Bundestages AbgG 44b Nr. 5, VR 1 IV, 4 VII, 8 II-V

Publizistische Tätigkeit neben dem Mandat VR 1 II Nr. 1, FB 2.1 H2, s. a. Entgeltliche Tätigkeiten 
neben dem Mandat

Rechnungsführung bei Spenden Einf, AbgG 44b Nr. 3, VR 4 I

Rechtsanwälte VR 2, AB 9, FB 8, siehe auch Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat

Rückfragepflicht Einf, VR 7

Sanktionen Einf, AbgG 44a III, IV 2-5, 44b Nr. 3, 5, VR 8, s. a. Ermahnung, Drucksache,  
Ordnungsgeld
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Sozietätsanwalt, HzV, FB 2.1 H4, s. a. Gesellschafter

Spenden an MdB Einf, AbgG 44a II 4, 44 b Nr. 3, VR 4, AB 10, PartG 25 II, IV, HzV, FB 9,  
s. a. Zuwendungen

Spendennahmeverbote s. Annahmeverbote

Staatsminister, Tätigkeit als VR 1 II Nr. 1, FB 2.1 H1

Stiftung, Tätigkeit für VR 1 II Nr. 4, III, 2 III, 3, AB 3 I, HzV, FB 5.1, 8

Stufen bei der Veröffentlichung von Einkünften Einf, VR 3, HzV

Tätigkeiten neben dem Mandat s. Nebentätigkeiten

Tätigkeiten von Amts wegen HzV, FB 3.1 H3, 4.1 H3, 5.1 H3

Tätigkeiten vor der Mitgliedschaft im Bundestag Einf, AbgG 44a IV, 44b Nr. 1, VR 1 I, AB 2, 3, 
HzV, FB 1

Unternehmen, Beteiligung an VR 1 II Nr. 6, AB 7, HzV, FB 7; Tätigkeit für VR 1 I Nr. 1, II Nr. 2, 
III, 3, AB 2 I, 3 I, HzV, FB 1.2, 3.1

Verband, Tätigkeit für VR 1 II Nr. 4, III, 3, AB 3 I, HzV, FB 5.1

Verein, Tätigkeit für VR 1 II Nr. 4, III, 3, AB 3 I, HzV, FB 5.1

Vereinbarung über künftige Tätigkeiten oder Vermögensvorteile s. Künftige Tätigkeiten oder 
Vermögensvorteile

Verfahren bei Verstößen s. Sanktionen

Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundestages Einf, AbgG 44a III 3, IV 1, 5, VR

Vermögensvorteil AbgG 44b II 2, III, VR 1 II Nr. 5, 8 V, AB 6, HzV, FB 6, s. a. Zuwendungen

Veröffentlichung von Angaben nach den VR Einf, AbgG 44a IV 1, 44b Nr. 4, VR 3, 4 III, V, HzV; 
einer Drucksache s. Drucksache

Verschwiegenheitspflichten VR 1 V, AB 8, HzV, FB 2.1

Vertragspartner, Angabe des AB 3, 4 I, 8, HzV, FB 2.1 H5, H6, H7

Verwaltung eigenen Vermögens AB 4 II, FB 2.1 H4

Verwaltungsratstätigkeit VR 1 I Nr. 2, 3, II Nr. 2, 3, III, 3, AB 2 I, 3 I, FB 1.2, 1.3, 3.1, 4.1

Vorstandstätigkeiten VR 1 I Nr. 2, 3, II Nr. 2, 3, 4, III, 3, AB 2 I, 3 I, FB 1.2, 1.3, 31., 4.1, 5.1

Vorträge neben dem Mandat VR 1 II Nr. 1, AB 3 I, FB 2.1, s. a. Entgeltliche Tätigkeiten neben 
dem Mandat

Zeugnisverweigerungsrechte s. Verschwiegenheitspflichten

Zuwendungen Einf, AbgG 44a II, III, VR 1 II Nr. 6, 4, 8 V, FB 6, 9, 10, s. a. Spenden,  
Vermögensvorteil
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